
Schwerpunkt

Prof. Dr. Dr. Thomas  
Sternberg (CDU)

Um die Bildungsgerechtigkeit  
zu stärken, ist es aus meiner  

Sicht geboten, ... 

Damit unser Schulsystem  
leistungsfähiger wird, ... 

Sören Link (SPD)

„Landtag Intern“ macht den Aufschlag, die Abgeordneten retournieren. 	 

... jedem einzelnen Kind mit seinen Talenten 
und Interessen gerecht zu werden. Das gelingt 
am besten in einem vielfältigen Schulsystem mit 
vielen Anschlussmöglichkeiten, denn es kommt 
auf jedes Kind an.

... muss Politik die besten Rahmenbedingungen 
insbesondere für eine qualitativ hochwertige 
Lehreraus- und -fortbildung schaffen; denn es 
kommt auch in den Schulen vor allem auf die 
Menschen an. 

... einem an der Ausbildung orientierten Ver-
bund von Haupt- und Realschulen, der neben 
dem am Studium orientierten Gymnasium den 
Kindern und Jugendlichen entsprechende Lern-
inhalte vermittelt, aber auch einen Anschluss 
zur Oberstufe ermöglicht, denn wir wollen 
ortsnahe Schulvielfalt.

... pragmatisch; denn wir wollen ruhige Weiter-
entwicklung, nicht täglich neue Unruhe in den 
Schulen.

... wie im Grundgesetz festgelegt in der Verant-
wortung der Länder bleiben, die sich unterein-
ander absprechen müssen. Eine bloße Zentrali-
sierung brächte noch keine Verbesserungen. Wir 
sind kein kleines Land; denn Nordrhein-West-
falen hat so viele Einwohner wie die Schweiz, 
Österreich und Slowenien zusammen.

Hinsichtlich der Kompetenzen  
von Bund, Land und Kommunen  

sollte Schulpolitik ...

Die Bildungskonferenz hat empfohlen,  
neue Schulformen oder auch organisato-
rische Verbünde zweier Schulen auf frei-

williger Basis zusätzlich anzubieten. Eine 
solche optionale Regelung halte ich für ...

Die richtige Antwort auf den  
demographischen Wandel sehe ich in  ...
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... Bildungshürden abzubauen und viele Wege 
zu guten Schulabschlüssen zu ermöglichen. Bil-
dung darf nicht vom sozialen Status der Schüler 
oder ihrer Eltern abhängen. Deshalb ist es rich-
tig, dafür zu sorgen, dass mehr Schülerinnen 
und Schüler länger gemeinsam lernen können.

... brauchen wir ein Schulsystem, das indivi-
duelle Förderung nicht nur auf dem Papier 
verspricht. Deshalb bleibt es für uns dabei: Die 
demographischen Gewinne durch sinkende 
Schülerzahlen bleiben im System „Schule“ und 
werden dort beispielsweise für kleinere Lern-
gruppen oder eine Ausweitung des Sozialinde-
xes verwendet.

... einem  flexiblen Schulgesetz, das pragmatisch 
wohnortnahe Schulangebote ermöglicht. Des-
halb setzen wir auf die Gemeinschaftsschule als 
Weiterentwicklung des bestehenden Schulsys-
tems. Wir wollen, dass die Schule im Ort bleibt, 
dies gilt besonders für die Grundschule; hier gilt 
für uns weiterhin: kurze Beine, kurze Wege!

... für einen guten Weg, um vor Ort endlich zu 
den benötigten Lösungen bei den Schulange-
boten zu kommen. In vielen Kommunen be-
steht großer Handlungsdruck, das vorhandene 
Schulsystem weiterzuentwickeln – und deshalb 
wären wir bereit, uns in einem schulpolitischen 
Konsens auf einen solchen Weg zu machen. 

... unbedingt und zeitnah das widersinnige Ko-
operationsverbot kippen, damit die Kommu-
nen auch mit Geld aus Berlin dringend nötige 
Bildungsinvestitionen tätigen können. Ansons-
ten halte ich es für sinnvoll, zentrale Standards 
auszuweiten, um die Anschlussfähigkeit der Bil-
dungsgänge zu sichern. 

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp


„Landtag Intern“ macht den Aufschlag, die Abgeordneten retournieren. 	 

Schwerpunkt

 Diesmal geht es um die Bildung.

Gunhild Böth (Linke)
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Ingrid Pieper-von Heiden 
(FDP)Sigrid Beer (Grüne)

... die Lernbarrieren abzubauen durch längeres 
gemeinsames Lernen und die individuelle För-
derung konsequent zu entwickeln. Die soziale 
oder kulturelle Herkunft darf nicht länger über 
den Lernerfolg entscheiden. Die unterschiedli-
chen Talente brauchen eine anregende Lernum-
gebung und individualisierendes Lernen.

... brauchen wir mehr Ganztagsschulen, um ein 
anderes Lernen möglich zu machen, anregende 
und herausfordernde Lernlandschaften sowie 
multiprofessionelle Teams. Eine bessere Leh-
rerausbildung, die den Praxisteil stärker betont, 
und eine Fortbildungsoffensive unterstützen 
die Lehrkräfte bei den Aufgaben. 

... der Ermöglichung von Gemeinschaftsschu-
len, um ein attraktives wohnortnahes Schulan-
gebot in der Sekundarstufe I bei rückläufigen 
Schülerzahlen zu gewährleisten. Grundschulen 
sollten durch neu gestaltete Bedingungen für 
Lerngruppen, altersgemischten Unterricht und 
Schulverbünde „im Dorf“ bleiben können. 

... eine gute Grundlage für einen Schulkonsens, 
der Eltern und Kommunen sowie den Schulen 
verlässlich die notwendigen Gestaltungsmög-
lichkeiten vor Ort gibt. Organisatorische Ver-
bundschulen und integrative Schulen mit län-
gerem gemeinsamen Lernen sollten hinsichtlich 
ihrer Wirkung evaluiert werden.

... vom Bund für Aufgaben wie Inklusion und 
Ganztag Unterstützung bei den Investitionen 
erhalten. Schluss mit den unsinnigen FDP-
Steuersenkungsdebatten! Wir brauchen mehr 
Investitionen in die Bildungsinfrastruktur. 
Schulpolitik ist Ländersache, kann nicht zentral 
verordnet werden, aber man muss effektiv ko-
operieren.

... die individuelle Förderung weiter zu stär-
ken. Zudem ist eine konsequente Fortbildung 
zur Unterstützung der Lehrer notwendig. Um 
Chancen zu eröffnen, muss jeder einzelne Schü-
ler unabhängig von Leistungsstand, Geschlecht 
und Herkunft die bestmögliche Förderung er-
halten.

... darf es keine ideologisch motivierte Zerschla-
gung erfolgreich arbeitender Schulen geben. 
Genau das ist die Folge der rot-grünen Gemein-
schaftsschule. Aus Sicht der FDP wird die Ge-
meinschaftsschule niemals die hohen Qualitäts-
standards der Realschule erreichen können. 

		

... einem freiwilligen Zusammenschluss von 
Schulformen der Sekundarstufe I bei Erhalt dif-
ferenzierter Bildungsgänge und Sicherstellung 
der individuellen Förderung jedes Kindes. Die 
rot-grüne Gemeinschaftsschule bedroht aber 
Gymnasien, Realschulen und bestandsfeste 
Hauptschulen.

... Wildwuchs und Qualitätsgefährdung der 
Schullandschaft. Vergleiche werden dadurch 
erschwert und differenzierte Bildungsgänge zur 
Disposition gestellt. 

... prioritäre Aufgabe der Länder bei größtmög-
licher Eigenverantwortung und Freiheit der 
Schulen sein. Grundsätzlich ist eine finanzielle 
Unterstützung des Bundes wünschenswert, al-
lerdings müssen die Verteilungshoheit und die 
Organisation von Programmen bei den Län-
dern verbleiben. 

... Kita- und U3-Plätze kostenfrei zu stellen, da-
mit kein Kind wichtige Entwicklungsimpulse 
verpasst. Im Schulsystem brauchen wir mehr 
„Eine Schule für Alle“, die alle zusammen in-
dividuell fördert. Wie das geht, kann man an 
der Laborschule Bielefeld sehen – dazu braucht 
man nicht nach Finnland!
 

... muss das Land die demographischen Gewin-
ne im Schulsystem belassen und endlich einen 
Stufenplan „Kleine Klassen“ realisieren. Das 
würde individuelle Förderung ermöglichen, 
die Lehrkräfte entlasten, den Lärmpegel senken 
und kleine Schulen erhalten, damit wir in NRW 
keine schulfreien Zonen bilden.
 

... dem Erhalt kleiner Schulen mit kleinen Klas-
sen, denn außer der besseren Förderung der 
Kinder stärkt dies auch den Stadtteil- oder dörf-
lichen Zusammenhalt. Dazu müssen die Schu-
len über den Schulbetrieb hinaus kulturelle und 
soziale Zentren werden.
 

... dringend geboten, weil damit die Kommunen 
in den Stand gesetzt werden, ein ihren spezifi-
schen Bedürfnissen und Wünschen gerechtes 
Schulwesen zu gestalten. Dies stärkt auch die 
dörfliche und Stadtteilentwicklung, für die 
sonst immer erst Programme aufgelegt werden, 
wenn es schon Probleme gibt.
 

... auch von Bundesprogrammen profitieren 
können. Dazu muss das Kooperationsverbot auf-
gehoben werden, damit nicht immer adminis- 
trative Winkelzüge erfunden werden müssen, 
um die Bundesmittel den Kindern zugutekom-
men zu lassen. Schule sollte Keimzelle sozial- 
räumlicher kommunaler Entwicklung werden.

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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